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Das vergangene Jahr war in Lateinamerika insbesondere durch politische Krisen geprägt.
Neben der umstrittenen Wahl von Lenín Moreno zum Präsidenten Ecuadors, zwei Referen-
den über einen Friedensvertrag der  kolumbianischen Regierung mit der FARC-Guerilla
sowie den Protesten in Paraguay gegen den Amtsinhaber Horacio Cartes sind insbesondere
die  gewaltsamen Auseinandersetzungen zwischen  der  venezolanischen  Regierung unter
Präsident Nicolás Maduro und der bürgerlichen Opposition sowie die Amtsenthebung von
Dilma Rousseff als Präsidentin Brasiliens zu nennen. Die Europäische Union, die in ihrer
Lateinamerikapolitik traditionell zurückhaltend agiert, konzentrierte sich auf den Ausbau
der Beziehungen mit dem langjährigen Pariastaat Kuba sowie auf den Ausbau der wirt-
schaftlichen Beziehungen mit den Staaten und verschiedenen regionalen Organisationen
Lateinamerikas. Zudem ist die Implementierung der im Rahmen des Pariser Klimaabkom-
mens  vereinbarten  Entwicklungshilfe  und  -zusammenarbeit  bei  der  Bekämpfung  der
Folgen des Klimawandels von zentraler Bedeutung für die Union.

Die Lateinamerikapolitik der Europäischen Union im Zeichen des Freihandels und 
der Entwicklungszusammenarbeit

Die  Europäische  Union  verhandelt  zurzeit  gleich  an  verschiedenen  Stellen  über  eine
Vertiefung der Handelsbeziehungen mit lateinamerikanischen Staaten.1 So befindet sich
die Europäische Kommission in der Endphase der Verhandlungen über ein Freihandels-
abkommen mit dem Mercosur2, dem aus den Ländern Argentinien, Brasilien, Paraguay und
Uruguay bestehenden und mit etwa 260 Mio. Bürgern wichtigsten Wirtschaftsraum Latein-
amerikas. Die Verhandlungen sollen nach dem Abschluss der 23. Verhandlungsrunde im
März 20173 noch vor Ende des Jahres vollendet werden und stehen unter dem Eindruck
der Abkehr der  USA unter dem Präsidenten Donald Trump vom Freihandel.4 Zugleich
verhandelt die Europäische Kommission mit Mexiko über ein umfassendes Freihandels-
abkommen, welches ein älteres Abkommen aus dem Jahr 2000 ablösen soll.  Die dritte
Verhandlungsrunde fand im April 2017 in Brüssel statt und stand ebenfalls im Kontext der
zunehmenden Spannungen zwischen Mexiko und der US-Regierung. Handelskommissarin
Cecilia Malmström betonte bei ihrem anschließenden Besuch in Mexiko das Engagement
der Europäischen Union für den weltweiten Freihandel.5

1 International Centre for Trade and Sustainable Development: EU, Latin American Countries Move to Dee-
pen Trade Ties, in: Bridges News 4/2017.

2 Akronym für: Mercado Común del Sur, Gemeinsamer Markt des Südens.
3 European Commission: Joint EU-Mercosur Communiqué Following the XXVIIth Round of Negotiations,

27 March 2017.
4 Euractiv: Mercosur trade deal could double EU exports to South America, 20.4.2017,  abrufbar unter:

https://www.euractiv.com/section/economy-jobs/news/mercosur-trade-deal-could-double-eu-exports-to-so
uth-america/ (letzter Zugriff: 30.6.2017). Siehe auch den Beitrag „Außenwirtschaftsbeziehungen“ in die-
sem Buch.
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Die Außenpolitik der Europäischen Union

Zugleich ist der Freihandel mit Lateinamerika nicht unumstritten.6 Eine erste umfas-
sende Bewertung der 2013 in Kraft getretenen Freihandelsabkommen der Europäischen
Union mit Kolumbien und Peru zeigt, dass zwar die Handelsvolumina beider Länder mit
der Europäischen Union moderat steigen, dass sich jedoch gleichzeitig der auf Druck des
Europäischen  Parlaments  vereinbarte  „Fahrplan  für  Menschen-,  Umwelt-  und  Arbeit-
nehmerrechte“7 bislang nicht  positiv auf  die Lage von Gewerkschaftern in den beiden
Ländern auswirkt.8

Auch auf dem Gebiet der Entwicklungszusammenarbeit in Lateinamerika positioniert
sich die Europäische Union zunehmend als relevanter Akteur und unterstützt beispiels-
weise kleine und mittlere Unternehmen,9 stellt finanzielle Mittel für den Klimaschutz und
sogenannte Anpassungsmaßnahmen gegen die Folgen des Klimawandels in Lateinamerika
bereit.  So  unterstützt  sie  die  im  Rahmen  des  Pariser  Klimaabkommens  vereinbarten
Klimaziele  in  Lateinamerika.10 Auf  institutioneller  Ebene  ist  die  Aufwertung  der  in
Hamburg ansässigen EU-Lateinamerika-Karibik-Stiftung in eine Internationalen Organi-
sation von Bedeutung. Diese Aufwertung wurde auf dem Treffen der Außenminister der
Staaten der Gemeinschaft der Lateinamerikanischen und Karibischen Staaten (CELAC)
und der EU-Außenminister in Santo Domingo im Oktober 2016 entschieden.11

Der für März 2019 terminierte Austritt  des Vereinigten Königreichs aus der Europä-
ischen  Union  („Brexit“12)  ist  aufgrund  des  traditionell  geringen  Handelsvolumens  des
Vereinigten  Königreichs  mit  den  Staaten  Lateinamerikas  aus  wirtschaftlicher  Sicht
zunächst  von  nachrangiger  Bedeutung.  Zugleich  bieten  die  Abwertung  des  britischen
Pfunds sowie  die Notwendigkeit,  nach dem vollzogenen „Brexit“  mit  den  Staaten  der
Region eigene Freihandelsabkommen zu verhandeln, das Potential für eine Intensivierung
der Wirtschaftsbeziehungen zwischen dem Vereinigten Königreich und den Staaten Latein-
amerikas.13 Die geopolitischen Auswirkungen des „Brexit“ auf die Beziehungen der dann
verbleibenden EU-27 mit den Staaten Lateinamerikas sind jedoch bislang schwierig abzu-
schätzen und dürften von weiteren Verlauf der Austrittsverhandlungen abhängen.

5 European Commission: EU Trade Commissioner in Mexico: ‘Trade deal possible by year’s end’, 9 May
2017.

6 Siehe Anja Lenkeit/Johannes Müller Gómez/Anna-Maria Peer (Hrsg.): Lateinamerika und der Freihandel.
Interessen. Diskurse. Perspektiven, Köln 2016.

7 Europäisches Parlament: Entschließung des Europäischen Parlaments vom 13. Juni 2012 zum Handels-
übereinkommen zwischen der EU, Kolumbien und Peru (2012/2628(RSP)).

8 Maria Garcia: EU trade relations with Latin America: Results and challenges in implementing the EU-
Colombia/Peru Trade Agreement, in: European Parliament Research Service 2/2016, S. 39-40.

9 Zur fünften Auflage des Investitionsfonds AL-Invest siehe European Commission: AL-Invest 5.0, abrufbar
unter:  https://ec.europa.eu/europeaid/regions/latin-america/al-invest-regional-aid-programme_en  (letzter
Zugriff: 30.6.2017).

10 European Commission: The European Union confirms its commitment for the implementation of a regio-
nal programme to fight climate change in Latin America, 3 May 2017.

11 Council of the European Union: EU-CELAC ministerial meeting: Santo Domingo Declaration, 26 Octo-
ber 2016.

12 Siehe auch den Beitrag „Brexit“ in diesem Buch.
13 Jon Yeomans: After Brexit, can the UK build its trade ties with Latin America?, in: The Telegraph Busi -

ness,  14.8.2016;  Michelle Campbell:  Brexit  could  hit  investment,  trade,  aid,  and integration  in  Latin
America,  but  there  will  also  be  opportunities,  in:  LSE  Latin  America  and  Caribbean  Centre  Blog,
22.2.2017, abrufbar unter:  http://blogs.lse.ac.uk/latamcaribbean/2017/02/22/brexit-could-hit-investment-t
rade-aid-and-integration-in-latin-america-but-there-will-also-be-opportunities/#comments (letzter Zugriff:
30.6.2017).
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Krise in Venezuela

Die venezolanische Verfassungskrise, gepaart mit einer tiefen Wirtschaftskrise, eskaliert
zunehmend. Immer knapper werdende Grundnahrungsmittel, hohe Inflationsraten und eine
dramatische Sicherheitslage haben Proteste breiter Bevölkerungsschichten zur Folge, unter
anderem auch in ärmeren Stadtteilen von Venezuelas Hauptstadt  Caracas,  die  zunächst
noch von der Politik von Maduros Vorgänger Hugo Chávez profitiert und diesen lange
unterstützt hatten. Nachdem ein Urteil des Obersten Gerichtes der seit 2016 von der Oppo-
sition kontrollierten Nationalversammlung die gesetzgeberische Kompetenz entzogen hatte
und damit  eine  der  letzten,  nicht  von  der  Regierungspartei  kontrollierten  Institutionen
entmachtete, verschärften sich die Auseinandersetzungen zwischen Regierung und Opposi-
tion. Obwohl das Oberste Gericht das Urteil infolge der großen nationalen und internatio-
nalen Kritik auf Drängen des Präsidenten Nicolás Maduro teilweise zurücknahm,14 eska-
lierten sowohl die internationalen Proteste  als  auch die Demonstrationen im Land:  Im
Laufe der Demonstrationen starben bis Juni 2017 mehr als 60 Menschen. Zudem kündigte
die Regierung den Austritt aus der Organisation Amerikanischer Staaten (OAS) an, einer
internationalen Organisation aller Staaten der westlichen Hemisphäre, die wiederholt das
Agieren der Regierung kritisiert und ihrerseits mit einer Suspendierung der Mitgliedschaft
Venezuelas gedroht hatte.15 Bereits im Dezember 2016 hatte das südamerikanische Wirt-
schaftsbündnis Mercosur Venezuela ausgeschlossen. Auch die Europäische Union forderte
die venezolanische Regierung zur Zurückhaltung auf: So mahnte der Europäische Auswär-
tige  Dienst  (EAD)  die  Regierung zur  Einhaltung der  verfassungsrechtlichen  Ordnung,
kritisierte  die  Einschüchterung  von  Oppositionspolitikern  und  verurteilte  die  Gewalt-
anwendung der Regierung. Zudem forderten die EU-Außenminister die Regierung in einer
Schlussfolgerung des Rates für Auswärtige Angelegenheiten zur friedlichen Beilegung der
Spannungen auf.16 Ein Ende der Proteste ist nicht abzusehen, da sich Regierung und Oppo-
sition unerbittlich gegenüberstehen. Die Regierung will mit einem Referendum über eine
Verfassungsreform langfristig ihre politische Macht sichern, während die Opposition über
vorgezogene Neuwahlen den unpopulären Präsidenten Maduro aus dem Amt drängen will.

Politische Krise in Brasilien

Auch die Politik des größten Landes Lateinamerikas, Brasilien, kommt nicht zur Ruhe.
Nach dem Amtsenthebungsverfahren im September 2016 gegen Dilma Rousseff, der im
Jahr 2014 gewählten Präsidentin der  sozialdemokratischen Arbeiterpartei  und Nachfol-
gerin  des  langjährigen  Präsidenten  Luiz  Inácio  Lula  da  Silva,  steht  nun  auch  Michel
Temer,  Rousseffs früherer  Koalitionspartner,  ehemaliger  stellvertretender Präsident und
jetziger  Amtsinhaber,  im Zentrum von Korruptionsvorwürfen im Zuge der  Parlaments-
wahlen 2014. Er wurde aber zunächst vom Obersten Wahlgericht freigesprochen.17 Brasi-
lien wird zurzeit von einem der größten Korruptionsskandale der Geschichte des Landes

14 Nicholas Casey/Patricia Torres: Venezuelan Court Revises Ruling That Nullified Legislature, in: The New
York Times, 1.4.2017.

15 Nicholas Casey: Venezuela Says It Will Leave Pro-Democracy Organization, in: The New York Times,
26.4.2017; Jürgen Vogt: Dem Rauswurf entgangen, in: taz, 27.4.2017.

16 Foreign Affairs Council: Council conclusions on Venezuela, 15.5.2017; European External Action Ser-
vice:  Statement  by the  Spokesperson  on  the  recent  developments  in  Venezuela,  30.3.2017;  European
External Action Service: Statement on the latest developments in Venezuela, 10.4.2017.

17 Simon Romero/Dom Phillips: Court in Brazil Clears President Michel Temer in Campaign Finance Case,
in: The New York Times, 9.6.2017.
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erschüttert, dem sogenannten „Odebrecht-Skandal“: In einem komplexen Geflecht, beste-
hend  aus  den  brasilianischen  Großunternehmen  Odebrecht  und  Petrobras,  Politikern
verschiedener Parteien und Vertretern der brasilianischen Justiz, sollen Schmiergelder in
ganz Lateinamerika in Höhe von rund 700 Mio. Euro geflossen sein.18 Ob die unpopuläre
Regierung Temer bis zum Ende der  aktuellen Amtsperiode bis Oktober 2018 bestehen
bleibt, ist fraglich.

Verhältnis der Europäischen Union zu Kuba

Die Europäische Union befindet sich in ihrem Verhältnis zu Kuba weiterhin auf einem
Weg der Entspannung. Im Rahmen eines regulären Treffens der 28 EU-Außenminister und
der  Hohen  Vertreterin  für  Außen-  und  Sicherheitspolitik  Federica  Mogherini  mit  dem
kubanischen Außenminister Bruno Rodriguez Parrilla im Dezember 2016 unterzeichneten
diese das erste bilaterale Abkommen über politischen Dialog und Zusammenarbeit  und
läuteten somit eine neue Phase der bilateralen Beziehungen zwischen der Europäischen
Union und Kuba ein.19 Damit versucht die Europäische Union nach langen Jahren frag-
mentierter Positionen gegenüber Kuba zu einer gemeinsamen Haltung der EU-Mitglied-
staaten  zurückzukehren.20 Zudem  kann  das  Abkommen  als  Versuch  der  Europäischen
Union gewertet werden, sich in Zeiten fragiler US-kubanischer Beziehungen unter dem
US-Präsidenten Trump als Partner für Kubas Transformation zu positionieren.21 Unter-
dessen leidet  die kubanische Wirtschaft unter dem niedrigen Rohölpreis und der damit
verbundenen Wirtschaftskrise in Venezuela: Die kubanische Regierung hatte Rohöl, das
sie von Venezuela im Austausch für die Entsendung kubanischer Mediziner erhalten hatte,
weiterverkauft und damit bis zu 20 Prozent des kubanischen Bruttoinlandsprodukts erwirt-
schaftet. Dennoch sind die wirtschaftlichen Aussichten grundsätzlich positiv zu bewerten,
was sich am stetigen, wenn auch langsamen Anstieg der ausländischen Direktinvestitionen
sowie den Rekordzahlen aus dem für den Inselstaat  zentralen Tourismussektor  ablesen
lässt.22
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